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— Drucksache 7/1798 — 

A. Problem 

Die CDU/CSU-Fraktion beantragt, die Bundesregierung zu fol- 
genden Problemkreisen um geeignete Maßnahmen zu ersuchen: 

1. Produktionskosten und Erzeugerpreise der Landwirtschaft 
stehen in einem unausgeglichenen Verhältnis zueinander. 

2. Das Grenzausgleichssystem ist unzulänglich. 

3. Die ab 1974 vorgesehenen 400 Millionen DM Aufwertungs- 
ausgleich für die deutsche Landwirtschaft sollen einkom- 
menswirksam verteilt werden. 

4. Die Vorsteuerbelastung der Landwirte übersteigt die Vor- 
steuerpauschale bei der Mehrwertsteuer. 

5. Die Witwen- und Waisenversorgung landwirtschaftlicher 
Unternehmer bedarf der Verbesserung, 

6. Kriegsbeschädigte Landwirte erhalten seit Bestehen der ge- 
setzlich geregelten Krankenversicherung für Landwirte 
keine kostenfreie Heilfürsorge im Rahmen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes mehr. 

7. Die Bemessungsgrundlage für landwirtschaftliche Unfall- 
renten bedarf der Anhebung. 

8. Im Programm zur Förderung landwirtschaftlicher Neben- 
erwerbsbetriebe fehlt eine Investitionsförderung. 

9. Zur Behebung der Schäden aus der Sturmkatastrophe im 
November 1972 sollten Bundesmittel bereitgestellt werden. 


B. Lösung 

Der Entschließungsantrag wird für erledigt erklärt. 

Mehrheitsentsdieidung im Ausschuß 
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A. Bericht des Abgeordneten Saxowski 


Bei der Beratung des Agrarberichts 1974 der Bun- 
desregierung in der 85. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 14. März 1974 hat die CDU/CSU-Frak- 
tion den Entschließungsantrag eingebracht, der in 
der gleichen Sitzung an den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten federführend, an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und an 
den Finanzausschuß mitberatend sowie an den Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen worden ist. Der federführende Ausschuß 
hat den Entschließungsantrag am 9. Mai und am 
4. und 11. Dezember 1974 beraten, der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung am 13. November 1974 
und der Finanzausschuß am 6. Dezember 1974. Der 
Haushaltsausschuß wird seinen Bericht gesondert 
abgeben. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
zu den Nummern 5 bis 7 Stellung genommen, der 
Finanzausschuß hat seine Mitberatung nach seiner 
Zustimmung zu dem von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes und des Aufwertungsaus- 
gleichsgesetzes — Drucksache 7/2696 — als erledigt 
angesehen. 

Im einzelnen geht es um folgendes: 

Im Rahmen der alljährlichen Bestandsaufnahme 
der Agrar- und Ernährungspolitik der Bundesregie- 
rung durch den Agrarbericht hat die CDU/CSU-Frak- 
tion den vorliegenden Entschließungsantrag einge- 
bracht, durch den die Bundesregierung vom Bundes- 
tag ersucht werden soll, zu bestimmten aktuellen 
agrarpolitischen Situationen Abhilfemaßnahmen ein- 
zuleiten. Im einzelnen handelt es sich zunächst um 
die Forderung, durch entsprechende Anhebung der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise diese wieder in 
ein ausgeglichenes Verhältnis zu den Produktions- 
kosten zu bringen (Nummer 1). Das für die deutsche 
Agrarwirtschaft unzulängliche Grenzausgleichs- 
system soll verbessert werden (Nummer 2). Den ge- 
setzgebenden Körperschaften sollen unverzüglich 
Vorschläge unterbreitet werden, wie die ab 1974 
vorgesehenen 400 Millionen DM Aufwertungsaus- 
gleich für die deutsche Landwirtschaft entsprechend 
ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung optimal ein- 
kommenswirksam im Bereich der Unfallversicherung 
und der Energiekosten verteilt werden sollen (Num- 
mer 3). Die Vorsteuerpauschale der Landwirte bei 
der Mehrwertsteuer soll im Hinblick auf die gestie- 
gene Vorsteuerbelastung um 1 ®/o erhöht werden 
(Nummer 4). Es soll alsbald eine soziale Versorgung 
von Witwen und Waisen landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer sichergestellt werden (Nummer 5). Kriegs- 
beschädigte Landwirte, die in der Krankenversiche- 
rung der Landwirte pflichtversichert sind, sollen 
wieder ihren früheren Besitzstand der kostenfreien 
Heilfürsorge erhalten (Nummer 6). Die Bemessungs- 
grundlage für die Gewährung von landwirtschaft- 


lichen Unfallrenten soll mit Bundeshilfe spürbar 
angehoben werden (Nummer 7). Im einzelbetrieb- 
lichen Förderungsprogramm für landwirtschaftliche 
Nebenerwerbsbetriebe soll eine Investitionsförde- 
rung vorgesehen werden, die Möglichkeiten der 
Kapitalerhaltung, der Extensivierung und der Ar- 
beitserleichterung eröffnen; ferner soll für Voll- und 
Zuerwerbsbetriebe die einzelbetriebliche Förderung 
elastischer gestaltet werden (Nummer 8). Zur Behe- 
bung der Schäden aus der Sturmkatastrophe im 
November 1972 in der Forstwirtschaft in den Län- 
dern Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schles- 
wig-Holstein und Hessen sollen ausreichende Bun- 
desmittel bereitgestellt werden (Nummer 9). 

Die Beratungen in den Ausschüssen haben zu fol- 
genden Ergebnissen geführt: 

Zu Nummer 1: Der Ausschuß hat mehrheitlich 
diesen Punkt im Hinblick darauf für erledigt erklärt, 
daß die Bundesregierung die Preisauftriebstenden- 
zen bekämpft und erklärt hat, bei den Agrarpreis- 
verhandlungen in Brüssel auf eine angemessene An- 
hebung der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise hin- 
wirken zu wollen, um wieder ein ausgeglichenes 
Verhältnis von Agrarpreisen und Produktionskosten 
zu erreichen. 

Zu Nummer 2: Das Ersuchen ist mehrheitlich ab- 
gelehnt worden, weil es für die Bundesregierung bei 
den Agrarpreisverhandlungen in Brüssel ohnehin 
schwierig sein wird, das bisherige Grenzausgleichs- 
system zu verteidigen, sein weiterer Ausbau dort im 
Verhandlungswege politisch aber kaum erreichbar 
erscheint. 

Zu Nummer 3: Dieses Ersuchen ist durch die An- 
tragsteller im Ausschuß für erledigt erklärt worden. 

Zu Nummer 4: Das Ersuchen ist im Einvernehmen 
mit dem Finanzausschuß durch dessen Zustimmung 
zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes und des Aufwertungsausgleichsge- 
setzes — Drucksache 7/2696 — im Ausschuß ein- 
mütig für erledigt erklärt worden. 

Zu Nummer 5: Im Einvernehmen mit dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung hat der Aus- 
schuß das Ersuchen auf Sicherstellung einer Waisen- 
versorgung landwirtschaftlicher Unternehmer für 
erledigt erklärt auf Grund der Erklärung der Bun- 
desregierung, daß sie an Regelungen für die künf- 
tige Einführung eines Waisengeldes in der Alters- 
hilfe für Landwirte arbeite. Das Ersuchen hinsicht- 
lich der Einbeziehung der jüngeren Witwen in den 
Kreis der Leistungsberechtigten nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte einschließlich 
der sich damit ergebenden Krankenversicherung für 
Altenteiler ist von der Mehrheit abgelehnt worden, 
weil dies nach Auskunft der Bundesregierung Mehr- 
aufwendungen von 150 Millionen bis 160 Millionen 
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DM verursachen würde und deshalb nicht realisier- 
bar ist. Darüber hinaus erschien der Mehrheit im 
Hinblick auf die Überlegungen der Bundesregierung 
über eine eigenständige Alterssicherung für Frauen 
eine Vorabregelung für den im Entschließungsantrag 
angesprochenen Personenkreis nicht angebracht. Die 
Mehrheit hat dem Ersuchen auch insoweit ihre Zu- 
stimmung versagt, als die Antragsteller auf eine 
„alsbaldige" Herbeiführung einer Regelung zur 
Sicherstellung einer Witwenversorgung verzichten 
wollten, weil sie darin die Gefahr sieht, bei den 
Betroffenen Hoffnungen zu wecken, die in Anbe- 
tracht der Haushaltstage nicht erfüllt werden könn- 
ten. 

Zu Nummer 6; Der mitberatende Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung ist hier einer Stellung- 
nahme ausgewichen; er wollte sie im Zusammen- 
hang mit den Beratungen über den Entwurf der 
CDU/CSU-Fraktion eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte — Drucksache 7/1162 — prüfen. Der 
federführende Ausschuß hat dieses Ersuchen mehr- 
heitlich abgelehnt, weil zum einen der Subsidiari- 
tätsgrundsatz für die freie Heilfürsorge für Kriegs- 
beschädigte auf Grund des Bundesversorgungsge- 
setzes alle gegen Krankheit Pflichtversicherte erfaßt, 
also auch die pflichtversicherten Landwirte. Zum 
anderen ist durch die bereits im Oktober vom Bun- 
desrat gebilligte und vor der Verkündung stehende 
Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Durchführung des § 33 des Bundesveisoiguiigs- 
gesetzes für den betroffenen Personenkreis ein ge- 
wisser Ausgleich dadurch geschaffen worden, daß 
§ 9 der Durchführungsverordnung (Ermittlung der 
Einkünfte nicht buchführender Landwirte) neu gefaßt 


wird und landwirtschaftlichen Unternehmern mit 
kleineren Betrieben im Hinblick auf die Belastung 
mit Beiträgen zur Krankenversicherung der Land- 
wirte durch Berücksichtigung eines fiktiven „Arbeit- 
geberanteils" eine Entlastung bringt. 

Nummer 7: Im Einvernehmen mit dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung hat der Ausschuß zur 
Kenntnis genommen, daß der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung eine Neufestsetzung der 
Bemessungsgrundlage für die landwirtschaftlichen 
Unfallrenten zum 1. Januar 1975 angeordnet hat. 
Im Bundeshaushalt 1975 ist außerdem vorgesehen, 
einen Bundeszuschuß zur Senkung der Beiträge in 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung in Höhe 
von vorläufig 406 Millionen DM zu gewähren. Ein- 
mütig hat der Ausschuß daraufhin dieses Ersuchen 
für erledigt erklärt. 

Nummer 8: Das Ersuchen hat sich dadurch er- 
ledigt, daß inzwischen die Nebenerwerbsbetriebe 
mit einer spezifischen Förderung in das Einzelbe- 
triebliche Förderungsprogramm einbezogen worden 
sind. Der Ausschuß hat einmütig dieses Ersuchen für 
erledigt erklärt. 

Nummer 9: Der Ausschuß hat zur Kenntnis ge- 
nommen, daß zur Behebung der Schäden aus der 
Sturmkatastrophe für 1975 von der Bundesregierung 
13 Millionen DM in dem Bundeshaushalt einge- 
stellt worden sind und hat daraufhin einmütig dieses 
Ersuchen für erledigt erklärt. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Bundestag daher, 
den Entschließungsantrag in Nummer 5, soweit sie 
die Witwenversorgung betrifft, und Nummer 6 ab- 
zulehnen und im übrigen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Dezember 1974 


Saxowski 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 7/1798 — in Nummer 5, soweit sie die 
Witwenversorgung betrifft, und Nummer 6 abzulehnen und im übrigen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Dezember 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Saxowski 

Vorsitzender Berichterstatter 



